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1 ha, so gilt für sie auch § 9 der Verordnung mit 
Ausnahme von Gemüse, zu dessen Ablieferung sie 
verpflichet sind, wenn die Nutzfläche über 0,5 ha 
beträgt.

(2) Besitzer gärtnerisch genutzter Flächen unter 
Glas (Treibhäuser) sind zur Ablieferung von Treib­
gemüse verpflichtet, wenn ihre Glasflächen im An­
bauplan einbezogen sind, auch wenn ihre landwirt­
schaftliche Nutzfläche 0,5 ha nicht übersteigt.

(3) Sofern die Betriebe nach Abs. 1 zum Anbau 
technischer Kulturen (Zuckerrüben, Tabak, Faser­
lein und Planf, Heil-, Duft- und Gewürzpflanzen, 
Korbweiden) verpflichtet sind, regelt sich ihre Ab­
lieferungspflicht nach den für die übrigen Erzeuger 
geltenden Bestimmungen.

III. Abschnitt 
Bestimmungen über die Befreiung

Zu § 12 der Verordnung
§ 25

Befreiung der Besamungs- und Deckstationen
(1) Die volkseigenen und VdgB-Besamungs- und 

Deckstationen sind nur mit der landwirtschaftlichen 
Nutzfläche von der Ablieferung befreit, die aus­
schließlich zur Futtergewinnung für die vorhande­
nen Vatertiere Verwendung findet.

(2) Wenn die landwirtschaftliche Nutzfläche der 
Stationen nach Abs. 1 anderen Zwecken als zur Fut­
tergewinnung für die vorhandenen Viehbestände 
dient, entfällt die zuerkannte Befreiung. Solche 
Stationen sind nach den allgemeinen Bestimmun­
gen zu veranlagen.

§ 26 .
Veranlagung der Heime, Schulen, Universitäten, 

Anstalten des Sozial- und Gesundheitswesens
(1) Für den Kreis der Befreiung der Heime und 

Schulen nach § 12 Ziff. 1 der Verordnung ist das 
Gesetz vom 8. Februar 1950 über die Teilnahme der 
Jugend am Aufbau der Deutschen Demokratischen 
Republik und die Förderung der Jugend in Schule 
und Beruf, bei Sport und Erholung (GBl. S. 95) zu­
grunde zu legen. Im Zweifelsfalle entscheidet der 
Rat des Bezirkes endgültig.

(2) Die Voraussetzung der Befreiung nach § 12 
Ziff. 2 der Verordnung ist dann gegeben, wenn die 
darin benannten Anstalten einschließlich der vom 
Ministerium für Land- und Forstwirtschaft bestä­
tigten Versuchswirtschaften von wissenschaftlichen 
Forschungsinstituten für ihre Insassen oder Schüler 
eine Gemeinschafts- oder Werkküchenverpflegung 
durchführen. Zu den öffentlichen Schulen gehören 
auch Fach- und Hochschulen'; soweit sie ihren Schü­
lern eine Gemeinschaftsverpflegung gewähren. Die 
Befreiung bezieht sich aber nicht auf Universitäts­
güter. Eine in Ziff. 2 genannte Wirtschaft (Land­
wirtschaft) muß zur Verbesserung der Verpflegung 
der Insassen dienen. Wäre z. B. einem Krankenhaus 
von 200 Insassen eine Wirtschaft von 9 ha angeglie­
dert, so wären 8 ha (200 :25) von tierischen und 
pflanzlichen Produkten ablieferungsfrei. Die rest­
liche Fläche (im Beispiel 1 ha) ist zur Pflichtabliefe­
rung nach den Normen zu veranlagen, die auf die 
Betriebsgröße (im Beispiel 9 ha) entfallen, die der 
gesamten landwirtschaftlichen Nutzfläche der Wirt­
schaft entspricht. Erreicht die Zahl der Verpfleg­

ten nicht 25 voll, so ist sie aufzurunden (z. B. ent­
fallen auf 67 Verpflegte somit 3 ha). In Zweifels­
fällen entscheidet der Rat des Bezirkes, ob die Be­
freiung nach der Bestimmung des § 12 Ziff. 2 ge­
geben ist.

(3) Die gemäß § 12 Ziff. 2 der Verordnung zu ver­
anlagenden Versuchswirtschaften von wissenschaft­
lichen Forschungsinstituten, Universitäten, Tier­
zuchtgütern usw. sind aus der Gemeinde- und 
Kreis-Differenzierung herauszunehmen, wenn 
ihnen im Rahmen der Tier- und Pflanzenzucht 
durch das Ministerium für Land- und Forstwirt­
schaft besondere Aufgaben übertragen wurden. In 
Übereinstimmung mit dem Ministerium für Land- 
und Forstwirtschaft und dem Staatssekretariat für 
Hochschulwesen wird das Ablieferungssoll dieser 
Wirtschaft zentral festgesetzt und dem Rat des Krei­
ses zur Ausstellung der Ablieferungsbescheide be- 
kanntgegeben.

IV. Abschnitt
Besondere Bestimmungen für die Veranlagung von 

Kartoffeln

§ 27
(1) Nach § 35 der Verordnung sind für frühe und 

mittelfrühe Kartoffeln im Ablieferungsbescheid fol­
gende Fristen und Mengen einzutragen:

a) Frühkartoffeln in einer Menge von 70 dz je ha 
Anbaufläche — auf Grund des Anbaubeschei­
des — bis 10. August,

b) mittelfrühe Kartoffeln in einer Menge von 
70 dz je ha Anbaufläche — auf Grund des An­
baubescheides — bis 10. September.

(2) Die Menge von 70 dz je ha frühe und mittel­
frühe Kartoffeln ist auf die aus der Anbaufläche 
nach dem Anbaubescheid und der differenzierten 
Ablieferungsnorm sich ergebenden Gesamtabliefe­
rungsmenge von Kartoffeln des betreffenden Er­
zeugers anzurechnen.

(3) Für die Ablieferung von Fabrik-/Futterkar- 
toffeln erteilt das Staatssekretariat für Erfassung 
und Aufkauf den Bezirken Richtmengen.

(4) Entsprechend den Erzeugungsbedingungen und 
den durch das Ministerium für Land- und Forst­
wirtschaft festgelegten Anbauflächen für stärke­
reiche Kartoffeln sowie unter Berücksichtigung 
kurzer Transportwege zu den Fabriken sind die 
Richtmengen von Fabrikkartoffeln (einschließlich 
Futterkartoffeln) von den Räten der Bezirke auf die 
Räte der Kreise und von den Räten der Kreise auf 
die Gemeinden aufzuteilen.

(5) Die Richtmengen von Fabrikkartoffeln ein­
schließlich Futterkartoffeln sind auf die einzelnen 
Erzeuger durch die Räte der Gemeinden unter Be­
teiligung der Differenzierungskommissionen ent­
sprechend den Erzeugungsbedingungen im Einver­
ständnis mit dem Erzeuger aufzuteilen.

(6) Erzeuger, die Auflagen zum Anbau von stärke­
reichen Kartoffeln erhalten haben, sind für diese 
Flächen im Rahmen der Gesamtablieferungsmenge 
mit einer erhöhten Menge zur Ablieferung von 
Fabrikkartoffeln heranzuziehen.

(7) Die für die Erzeuger festgelegten Abliefe­
rungsmengen an Fabrik-/Futterkartoffeln sind im 
Abliefei’ungsbescheid einzutragen.


